
Versicherungsbedingungen mag er nicht
lesen. Das verbindet Günter Hirsch mit
der Mehrzahl seiner Kundschaft. Wie
fast alle Bundesbürger findet Hirsch die
Bedingungen kompliziert und intranspa-
rent. Dennoch musste er das Kleinge-
druckte in den vergangenen elf Jahren re-
gelmäßig studieren. Der Jurist ist Versi-
cherungsombudsmann, an ihn wenden
sich Verbraucher, die mit ihrer Versiche-
rung unzufrieden sind. Und das sind
viele: „Ichhabe 270000Beschwerdenbe-
kommen, seitdem ich Ombudsmann
bin“, erzählt er. Das war im Jahr 2008.
Nun ist Schluss, mit 76 Jahren. An die-
sem Montag übernimmt ein neuer – wie
Hirsch ein Topjurist. Wilhelm Schlucke-
bier war Richter am Bundesverfassungs-
gericht, nun wird er der neue Versiche-
rungsombudsmann.
Das Amt zieht Spitzenjuristen an. Der

erste, Wolfgang Römer, war Richter am
Bundesgerichtshof. SeinNachfolger,Gün-
terHirsch, hat das höchste deutscheZivil-
gericht sogar als Präsident geleitet. Und
hat dort nicht nur juristische, sondern
auch künstlerische Akzente gesetzt. Er
hat den deutschen Starmaler und -bild-
hauer Markus Lüpertz dazu gebracht,
den Bundesadler für das Gericht neu zu
designen. Eine erste Skizze, die den Vo-

gel mit blutendem
Herzen und einer
Schlange in den
Krallen zeigt, hängt
in seinem Berliner
Büro. „Das Bild
nehme ich mit“,
sagt Hirsch.
Was er nicht mit-

nehmen kann, ist
der Blick aus sei-
nemBüro inderWil-
helmstraße auf den
Plattenbau
vis-à–vis. Hirsch
wird ihn vermissen.
Nach der Wende
hat er in Leipzig
und Dresden gear-
beitet. Er war Präsi-
dent des Oberlan-
desgerichts Dres-
den und des Verfas-

sungsgerichtshofs des Freistaats Sach-
sen. In Dresden hat er im Plattenbau ge-
wohnt. Eine aufregende Zeit war das in
der Nachwende-DDR, sagt er, die Platte
von gegenüber erinnert ihn an diese Sta-
tion seines Lebens.
Zu Hause in Ettlingen ist das anders.

Da hatte Hirsch mit gärtnerischen und
Versicherungsproblemen zu kämpfen. In
seinem Garten stand ein uralter großer
Kirschbaum, der den Hausherrn mit zu-
nehmender Besorgnis erfüllte. Was ist,
wenn der Baum umfällt, fragte er sich –
und falls ja, haftet danndieVersicherung?
Hirsch studierte dieVersicherungsbedin-
gungen, wurde daraus aber nicht schlau.
Schließlich rief er seine Versicherung an,
die ihmzusicherte, dass sie für einenmög-
lichen Schaden aufkommen werde. Doch
Hirsch wollte es nicht so weit kommen
lassen, er ließ die Kirsche fällen.
Wenn selbst Topjuristen bei der Lek-

türe der Versicherungsverträge die Waf-
fen strecken, ist es kein Wunder, wenn
Amateure erst recht nichtmehr durchbli-
cken. Das schlechte Image der Versiche-

rungsbranche hat hier seine Wurzeln,
glaubt der Schlichter. „Versicherungen
sind ein komplexes Produkt“, sagt er. Die
Rechtskonstruktionen zu verstehen, ist
schwer. Die Versicherungsbedingungen
sind wenig transparent, oft kommen
noch Auslegungsprobleme hinzu.
Vor einigen Jahrenhat einMeinungsfor-

schungsinstitut 1000 Bundesbürger ge-
fragt, welche Berufe sie am unsympa-
thischsten finden. Auf Platz eins, mit 45
ProzentAblehnung, landete derVersiche-
rungsvertreter, gefolgt von denPolitikern
(30 Prozent). Ein häufiger Vorwurf ge-
gen die Versicherer lautet: Wenn es da-
rum geht, Menschen Policen anzudre-
hen, sind sie schnell wie Geparden.
Wenn es darum geht, Schäden zu beglei-
chen, sind sie langsam wie Schnecken.
In Einzelfällen, sagt Hirsch, mag das

stimmen. „Es gibt Ausreißer“. Doch eine
systematische Benachteiligung der Kun-
den hat er in den vergangenen elf Jahren

nicht feststellen können. Zum selben Er-
gebnis ist übrigens auchdasBundesjustiz-
ministerium gekommen. Es hatte Amts-
richter, die mit Versicherungsfällen zu
tun hatten, danach gefragt, ob aus ihrer
SichtVersicherer systematisch Schadens-
regulierungen hintertreiben. Die Ant-
wort: nein.
Dennoch wären Unternehmen gut be-

raten, mehr auf den Kunden zuzugehen,
findet der Ombudsmann. Im Schlich-
tungsverfahrenwürdenmancheVersiche-
rer die geballte Kraft ihrer Rechtsabtei-
lungen auffahren, er hält das für falsch.
Einen „KriegumsRecht“will er nicht füh-
ren. Dafür seien die Gerichte da, vor al-
lem, wenn es um grundsätzliche Rechts-
fragen geht. Hirsch will vermitteln. Das
passt zu seinem Amt und zu seiner Per-
son. Er ist keiner, der sich in den Vorder-
grund drängt. Hirsch will nicht belehren,
sondern erklären. Ein Mann der leisen
Töne, einer, der auch über sich selbst

schmunzeln kann. Etwa darüber, dass er
selbst „hoffnungslos überversichert“ ist
und trotz besseren Wissens bis heute
nicht die Energie aufgebracht hat, etwas
dagegen zu tun.
Hirsch ist aber auch ein Mann der Tat

und der Entscheidungen. Bis zu einem
Streitwert von10 000Euro sind die Emp-
fehlungen des Ombudsmanns für die Un-
ternehmenbindend. 97Prozent derVersi-
cherer sind Mitglieder des Vereins, der
die Schlichtungsstelle und ihren Chef fi-
nanziert. Für Versicherungskunden ist
das Verfahren dagegen kostenlos, der
Gang zum Gericht bleibt stets möglich,
Formulare und Infos gibt es im Internet
(www.versicherungsombudsmann.de).
Pro Jahr nutzen rund20000Menschen

die Schlichtungsstelle, 2018 waren es
mit 19000 Anträgen etwas weniger. Die
Erfolgsquote liegt über alle Sparten hin-
weg bei 40 Prozent, in der Lebensversi-
cherung ist der Wert niedriger. Hier gibt

es besonders häufig Missverständnisse,
berichtet Hirsch. Mit dem komplexen
Produkt sind viele Kunden schlicht über-
fordert. Früher war die Lebensversiche-
rung die Sparte mit den meisten Be-
schwerden, heute ist es dieRechtsschutz-
versicherung. 2015 sind die Beschwer-
den gegen Rechtsschutzversicherer um
32 Prozent, 2016 um 36 Prozent und
2017 nochmals um 5,5 Prozent gestie-
gen, berichtet Hirsch. Erst im vergange-
nen Jahr habe es erstmals wieder einen
Rückgang der Fälle gegeben.
Zwei Drittel der Anträge gegenRechts-

schutzversicherer reichen inzwischen
Rechtsanwälte ein. Oft geht es um auto-
matisierte Massenverfahren, an denen
Rechtsschutzversicherte teilnehmenwol-
len. Etwaweil sie alte Lebensversicherun-
gen widerrufen wollen, bei deren Ab-
schluss sie ihrerMeinung nach nicht aus-
reichend über ihr Widerrufsrecht infor-
miert worden sind, oder weil sie einen
manipulierten Diesel besitzen und gegen
VW vorgehen wollen. Mit wenigen
Klicks im Internet wird man zum Man-
danten, die Kanzleien übernehmen alles
– bis hin zumStreitmit derRechtsschutz-
versicherung über die Deckung. Übri-
gens ist auch Hirsch von Dieselgate be-
troffen. Er ist Eigentümer eines VW-Ti-
guan und hat sich der Musterfeststel-
lungsklage der Verbraucherschützer ge-
gen VW angeschlossen.
Den Verlauf dieses Verfahrens kann

Hirsch als Privatmann verfolgen. An die-
semMontag reist er mit seiner Frau aber
erst einmal nach Paris und geht in die
Oper – um auf andere Gedanken zu kom-
men. Später geht es nach Portugal. Die
Familie besitzt dort eine Wohnung am
Meer. Künftig will Hirsch hier mehr Zeit
verbringen. „Ich kaufe mir ein
One-Way-Ticket und bleibe so lange, wie
ich will“.

Der Neue:
Wilhelm
Schluckebier
war Richter
am BVerfG
in Karlsruhe

Beruflich habe ich viel im Ausland zu tun.
Neuerdings muss ich immer eine A1-Be-
scheinigung bei mir haben, obwohl ich
nicht weiß, warum. Ich bitte um Erläute-
rung.

Aktuell wird verstärkt kontrolliert, ob bei
grenzüberschreitender Erwerbstätigkeit
die erforderliche A1-Bescheinigung vor-
liegt. So drohen in Belgien, Frankreich,
Österreich und der Schweiz Bußgelder,
wenndiese nichtmitgeführtwird.Die ge-
änderte Verwaltungspraxis ist auf neue
nationale Vorschriften zur Bekämpfung
von Schwarzarbeit und Lohndumping zu-
rückzuführen.
Grundsätzlich gelten für alle Personen

die Rechtsvorschriften des Mitglied-
staats, in dem sie arbeiten. Ist ein Arbeit-
nehmer vorübergehend in einem ande-
ren EU-Land tätig („Entsendung“), gilt
ausnahmsweise weiterhin das Recht des
Entsendestaats. Die A1-Bescheinigung
dokumentiert, welchem Sozialversiche-
rungsrecht jemandunterliegt. Eine gleich-
zeitige Beitragszahlung in mehreren Län-
dern sowie ein Wechsel zwischen ver-
schiedenen Sozialversicherungssyste-
men werden damit vermieden.
Arbeitnehmer, Selbstständige und Be-

amte benötigen eine A1-Bescheinigung,
wenn sie innerhalb der EU, des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes (EWR) oder
der Schweiz grenzüberschreitend tätig
sind. Für die Entsendung in Staaten, mit
denen Deutschland ein Sozialversiche-
rungsabkommengeschlossenhat, sind an-
dere Bescheinigungen nötig. Im Bereich
des „vertragslosen Auslands“ (zum Bei-
spiel Mexiko oder Indonesien) gibt es
keine Entsendebescheinigungen.
Seit Anfang dieses Jahres ist für Arbeit-

nehmer das elektronischeAntragsverfah-
renobligatorisch. Beamte, Selbstständige
und Personen, die gewöhnlich in mehre-
ren Mitgliedstaaten der Europäischen
Union, des EWR und der Schweiz be-
schäftigt sind, stellen den Antrag in Pa-
pierform.
Die Krankenkasse stellt die Bescheini-

gung A1 für Personen aus, die gesetzlich
krankenversichert sind – also rund 80
Prozent aller Fälle. Personen mit berufs-
ständischerVersorgung, etwaÄrzte,Apo-
theker undArchitekten, stellen ihren An-
trag bei der Arbeitsgemeinschaft berufs-
ständischer Versorgungseinrichtungen
(ABV).Werweder gesetzlich krankenver-
sichert noch berufsständisch versorgt ist,
wendet sich an seineDeutscheRentenver-
sicherung.
Die Bescheinigung A1 (früher E101)

ist übrigens seit über 45 Jahrenmitzufüh-
ren. Die Rechtslage hat sich dahingehend
nicht geändert. Insofern ist Ihre Aussage,
Sie müssten dies „neuerdings“ tun, nicht
zutreffend. Foto: promo

– Haben Sie auch eine Frage?
Dann schreiben Sie uns:

E-Mail:
Redaktion.Recht@tagesspiegel.de

Postanschrift:Verlag Der Tagesspiegel,
Redaktion Recht, Askanischer Platz 3,
10963 Berlin

RECHTS Frage

Schlichtungsstellen bieten Kun-
den, die mit ihrem Anbieter un-
zufrieden sind, erste und – wich-
tiger noch – kostenlose Hilfe.
Das spricht sich herum. Viele
dieser Stellen bekommen inzwi-
schen deutlich mehr Beschwer-
den als früher. Besonders groß
ist der Ärger von Reisenden, al-
len voran von Flugpassagieren.
Mit 32000 Anträgen hat sich
die Zahl der Fälle bei der Schlich-
tungsstelle für den öffentlichen
Personenverkehr im vergange-
nen Jahr verdoppelt, 28 100 Be-

schwerden entfielen auf Stress
mit Airlines. Versicherungskun-
den können sich an den Om-
budsmann wenden, private
Kranken- und Pflegeversiche-
rer haben jedoch eine eigene
Schlichtungsstelle. Gut 7300
Anfragen gingen dort 2018 ein,
600 mehr als im Vorjahr. Eine
wahre Explosion verzeichnet
auch die Schlichtungsstelle
Energie. Mit 7500 Anträgen er-
höhte sich die Zahl der Be-
schwerden gegenüber dem Vor-
jahr um 2500. Ein Großteil der

Fälle bezog sich auf den Strom-
versorger BEV, der dann auch
Ende Januar Insolvenz anmel-
den musste. Für viele Ge-
schäftsbereiche gibt es eigene
Schlichtungsstellen. Für Bran-
chen ohne solche Einrichtungen
ist die Allgemeine Verbraucher-
schlichtungsstelle in Kehl zu-
ständig. Hier blieb die Zahl der
Beschwerden 2018 mit gut
2100 im Prinzip stabil. Während
die Tendenz generell eher nach
oben geht, hat es in einigen Be-
reichen einen Rückgang der Be-

schwerden gegeben, etwa im
Finanzbereich. Bei der Schlich-
tungsstelle der Sparkassen gin-
gen die Anträge um ein Viertel
auf 1606 zurück, bei den priva-
ten Banken sah der Rückgang
ähnlich aus, allerdings mit
4202 Anträgen auf höherem Ni-
veau. Beim Bankenverband
führt man die Entwicklung auf
verschiedene Faktoren zurück,
darunter ein verbessertes Be-
schwerdemanagement und den
Ausbau der Schlichtung in den
Banken.  hej

Immer mehr Kunden suchen Hilfe
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Was ist die
A1-Bescheinigung?

Blick auf den Plattenbau: Günter Hirsch räumt sein Büro in der Wilhelmstraße. Die Platte wird er vermissen, sagt er. Die Anlage erinnert ihn an seine Zeit in Sachsen als Präsident des
Oberlandesgerichts Dresden. Später wurde Hirsch Richter am Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften und dann Präsident des Bundesgerichtshofs.  Foto: Kai-Uwe Heinrich

Der Super-Schlichter
270 000 Beschwerden

gegen Versicherer
hat Günter Hirsch

bearbeitet. Jetzt geht
der Ombudsmann

DSCHLICHTUNGSSTELLEN

an Stefan Braatz
Deutsche Rentenversicherung

Von Heike Jahberg
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Innovationsstadt Berlin – smartes Wissen für die Wirtschaft
Forum am Donnerstag, 9. Mai 2019 um 18.30 Uhr mit Michael Müller

Was macht Berlin, um die Wirtschaft mit smartem Wissen zu 
stärken und seine Zukunftschancen zu nutzen? Unsere Gäste 
erläutern wie Quartiere mit neuen Modellen für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Wohnen zur Stadtentwicklung beitragen können.

KEYNOTE:  
Michael Müller, Regierender Bürgermeister von Berlin

IMPULSVORTRÄGE:  
Dr. Karina Rigby, CEO Siemens AG und Projektleiterin Siemenscampus 
Dr. Philipp Bouteiller, Geschäftsführer Tegel Projekt GmbH

KURZVORTRÄGE:  
Startups aus den Bereichen Mobilität, Infrastruktur und Forschung  
stellen im Minutentakt ihr Geschäftsmodell vor.

Der Tagesspiegel-Wirtschaftsclub ist ein branchenübergreifendes Unternehmernetzwerk, das Entscheider der Berliner Wirtschaft zusammenbringt.  
Wenn Sie eine Einladung erhalten möchten, schreiben Sie uns an wirtschaftsclub@tagesspiegel.de. 
 


